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Beschlussvorlage
 
Vorlage: BV/0468/2026 Datum: 30.07.2026

Dezernat 4

Verfasser: 61-Amt für Stadtentwicklung und Bauordnung Az.: 1714-26/mhe

Betreff:

Überschreitung der faktischen, hinteren Baugrenze im Bereich des unbeplanten 

Innenbereiches im Rahmen des "Bauturbos", Rauental, Moselweißer Straße

Gremienweg:
11.08.2026 Ausschuss für allgemeine Bau- und 

Liegenschaftsverwaltung

 einstimmig  mehrheitl.  ohne BE
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt
 verwiesen  vertagt  geändert

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen

 
Beschlussentwurf:
 
Der Ausschuss stimmt für das nachgenannte Vorhaben der Überschreitung der faktischen, hinteren
Baugrenze im unbeplanten Innenbereich (§34 BauGB) unter Anwendung des „Bauturbos“ zu.

 
Antragseingang 24.06.2026
Vorbescheid erteilt Nein
Weltkulturerbe „Mittelrhein“ tangiert Nein
Vorhabenbezeichnung Bauantrag

- Neubau einer Wohneinheit inkl. neuer
Treppenanlage mit darunterliegenden
Stellplätzen und Lagerräumen im Innenhof an
Hinterhaus Bestand
- Nutzungsänderung von bestehenden
Nutzungseinheiten im EG und OG im
Hinterhaus Bestand zu 4 WE“ 

Grundstück/Straße Moselweißer Straße 34

Gemarkung Koblenz (56073)
Flur 5
Flurstück 78/24

 
 
 
Begründung:

 
Stellungnahme nach §34 BauGB

Das Vorhaben ist nach § 34 BauGB zu beurteilen. Es ist mit einer Bautiefe von circa 45 m geplant.
Dafür gibt es in der beurteilungsrelevanten näheren Umgebung kein Vorbild. Die vorgegebene
Bautiefe beträgt etwa 30 m. Somit überschreitet das Vorhaben den Rahmen für die Grundfläche, die
überbaut werden soll (§ 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Deshalb fügt es sich nach der Grundstücksfläche,

die überbaut werden soll, nicht in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 

 
Das Vorhaben ist daher bauplanungsrechtlich nicht zulässig, die Stellungnahme negativ zu werten.
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Hinweis:
Möglicherweise kann das Vorhaben im Rahmen des „Bauturbos“ zugelassen werden, was auch
beantragt wurde. 
 
Stellungnahme unter Anwendung des „Bauturbos“:

Die gegenständliche Stellungnahme baut auf zuvor angeführten auf und berücksichtigt ergänzend die
zwischenzeitlich neu eingetretene Gesetzesgrundlage zur planungsrechtlichen Beurteilung von
Vorhaben. Vom bauplanungsrechtlich festgestellten Entgegenstehen des Vorhabens auf Grundlage
der Beurteilung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BauGB kann demnach neuerlich abgewichen werden soweit
die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt werden.

Als Beurteilungsgrundlage für die hier gegenständliche Abweichung von der Grundstücksfläche die
überbaut werden soll (Bautiefe), ist § 34 Abs. 3b BauGB heranzuziehen.

Hiernach kann „Mit Zustimmung der Gemeinde […] im Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren
Fällen vom Erfordernis des Einfügens in die nähere Umgebung abgewichen werden, wenn das
Vorhaben der Errichtung eines Wohngebäudes dient und auch unter Würdigung nachbarlicher
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.“

Das Vorhaben dient zum einen der Umnutzung eines zweigeschossigen Bestandsgebäudes von einer
vormals Lager-/ Werkstattnutzung mit einer Wohneinheit zu vier geplanten Wohneinheiten über zwei
Geschosse. Zum anderen soll der Rückbau einer eingeschossigen Bestandsgaragenanlage, deren
zeitgemäßer Neubau sowie dessen Ergänzung im Obergeschoss um eine weitere Wohneinheit
erfolgen. Die Erschließung des Vorhabens ist über eine gemeinsame Zufahrt des derzeit 100%
versiegelten gemeinsamen Garagen-/ Werkstattinnenhofs der Moselweißer Straße 34 sowie 34a
gesichert. Der Neubau über den neuen Garagen entwickelt sich, wie bereits die
Bestandsgaragenanlage, grenzständig zum gleichfalls grenzständigen Nebengebäude auf dem
Nachbarflurstück 78/21, welches dort im Bauvolumen (Höhe, Fläche) das gegenständliche

Neubauvorhaben weiterhin deutlich städtebaulich dominiert sowie nochmal tiefer in dessen
Grundstück hinein reicht.

Die vorgesehene Erweiterung um eine Wohneinheit im 1. OG über der neuen Garagenanlage
überschreitet den Rahmen der Bautiefe, welche aus der heranziehbaren Umgebung abzuleiten wäre

um rd. 15 m. Diese Überschreitung bildet die Grundlage der Prüfung einer potenziellen Befreiung.

 
Zu den zu berücksichtigenden öffentlichen Belangen, wird kein Widerspruch erkannt.

Insbesondere die zum Nachgrundstück 78/21 gewahrte Höhen- und Bautiefenentwicklung der
geplanten zweigeschossigen Grenzbebauung (geplanter Neubau bleibt hinter nachbar-lichen
Nebenanlage baulich zurück) sowie die Inanspruchnahme eines zu 100% baulich versiegelten
Innenhofes durch die geplante Umnutzungen zugunsten Wohnraums anstelle von Lager-
/Werkstattnutzungen, lässt keine vorhabenbedingte Beeinträchtigung gesunder Wohn- und
Arbeitsverhältnisse erkennen; auch findet durch das Vorhaben keine Veränderung der
Stellplatzanzahl im Innenhof statt.

Insbesondere die bestehende bauliche Prägung und bauliche Überstellung des gegenständlichen

sowie der nachbarlichen Innenhöfe (Hauptbaukörper, Erschließungsflächen, Garagen, Lager,
Werkstätten etc.) lösen mit der eingeschossigen wohnbaulichen Erweiterung über einer
Garagenanlage im rückwärtigen gemeinsamen Grundstücksteil/Innenhof der Moselweißer Straße 34
und 34a kein städtebauliches Planungserfordernis oder eine städtebauliche Spannung aus.

Zu den zu beachtenden Umweltbelangen ist keine vorhabenbedingte Betroffenheit zu erwarten,
welche sich aus der eingeschossigen wohnbaulichen Überbauung einer (bereits bestehenden)
Garagenanlage ergibt. Diese erfolgt in einem verträglichen Verhältnis innerhalb der prägenden

wohnbaulichen Umgebung und wirkt sich nicht auf die bereits bestehende Flächenversiegelung, die
Bodeninanspruchnahme sowie die Auswirkungen auf den (Niederschlagswasser bedingten Grund-)
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Wasserhaushalt aus. Erhebliche Auswirkungen auf die Umweltbelange werden demnach nicht
erkannt.

Des Weiteren sind vorhabenbedingt keine zusätzliche erheblichen Umweltauswirkungen

innerhalb des nach § 34 BauGB zu beurteilenden Bereichs zu erwarten.

 
Zu den zu berücksichtigenden privaten Belangen, wird kein Widerspruch erkannt.

Die nach § 34 BauGB zu beurteilende gegenständlich vorgesehene Art der baulichen Nutzung,
Anzahl der Wohneinheiten, Höhe baulicher Anlagen, Grenzabstände (vorbehaltlich Prüfung durch
UBA) i. V. mit der Bauweise lässt unter Berücksichtigung des § 34 Abs. 3 b BauGB keine artfremde
Entwicklung zur Umgebungsbebauung erkennen, welche in unzumutbarer Weise auf ein
gleichberechtigtes Austauschverhältnis der Nachbargrundstücke zueinander wirkt. Auch die
vorgesehene überbaute Grundstücksfläche/-tiefe lasst mit Blick auf die auch im Quartier nachbarlich
vorhandene Grundstücksausnutzung entlang der Moselweißer Straße dabei kein städtebauliches

unzumutbares Ausreißen erkennen.

Eine besondere Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit der angrenzenden Nachbarschaft drängt

sich vorliegend ebenfalls nicht auf.
Zum hier gegenständlichen Vorhaben, ist - auch unter Berücksichtigung der Lage und der überbauten

Grundstücksfläche - keine Verletzung des Rücksichtnahmegebotes ersichtlich.

 
Summarisch lasst die v. g. Betrachtung der betroffenen, öffentlichen und privaten Belange keine vom
Vorhaben ausgehenden erheblichen negativen Auswirkungen erkennen, welche städtebaulich nicht
vertretbar waren. Über das Vorhaben hinaus wurde in der planungs-rechtlichen Beurteilung dabei
auch die hieraus entstehende gleichberechtigte Entwicklungs-möglichkeit auf der Grundstücksflache,

welche überbaut werden kann (bzw. könnte) auf den nachbarlichen Grundstücken, vorbehaltlich
deren ausstehenden dann konkret zu berücksichtigenden und prüfenden Ausprägung, betrachtet.
Insbesondere die gegenständliche Grundstückstiefe, die bereits bauliche Vorprägung auf dem
Vorhabengrundstück und die gesicherte Erschließung über die vorhandenen öffentlichen Flächen

lassen weiterhin ein städtebaulich vertragliches Gefüge zu- und untereinander erwarten, welches in
dieser Form auch über eine Bauleitplanung geordnet entwickelt werden könnte und dem Ziel der
Wohnraumschaffung dient, welches dem Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung nach § 13 a
BauGB nachkommt.
 
Die planungsrechtliche Beurteilung zum Vorhaben und hier insbesondere der festgestellten
Abweichung von der Grundstücksfläche die überbaut werden soll (Bautiefe) ist positiv zu werten.

 
Die Verwaltung empfiehlt die Zustimmung der Gemeinde gemäß § 36a BauGB zu erteilen.

 
Zusammenfassung:

- städtebauliche Vertretbarkeit: gegeben

- öffentliche Belange: nicht berührt

- nachbarliche Interessen: nicht berührt

- Auslösewert für den sozialgeförderten Wohnraum (≥ 9 WE): nicht erreicht

- Auslösewert für die soziale Infrastruktur (≥ 15 WE): nicht erreicht

 
Anlage/n:

- Lageplan
- Grundriss EG 1. OG
- Schnitt A+C
- Ansicht Front

Finanzielle Auswirkungen: keine
 
Auswirkungen auf den Klimaschutz: keine
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